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Kommentar
Igor Steinle
zum Fall Julian Assage

An diesem Mittwoch sind es
1000 Tage, die Julian Assange
in Haft sitzt. Zählt man die
Zeit hinzu, die er in der ecu-

adorianischen Botschaft in London
eingesperrt war, hat es den 50-Jähri-
gen fast zehn Jahre seines Lebens ge-
kostet, Kriegsverbrechen der US-Ar-
mee und Lügen der amerikanischen
Regierung über die Einsatze im Irak
und in Afghanistan aufgedeckt zu ha-
ben. Entscheidet die britische Regie-
rung, ihn an die USA auszuliefern,
drohen ihm weitere 175 Jahre Haft.

Dabei ist Assange kein Verbrecher.
Für das, was er getan hat, gibt es ei-
nen Namen: Journalismus. Dennoch
bleibt die Bundesregierung in seiner
Angelegenheit still. Zu groß ist die
Sorge vor diplomatischen Konsequen-
zen. Doch andere Konsequenzen die-
ses Schweigens wiegen mindestens
genauso schwer. Nicht nur lässt es
alle Aufrufe, den bewundernswert

mutigen Alexej Nawalny und mit ihm
alle anderen eingekerkerten politi-
schen Häftlinge in Russland, China
oder sonstwo freizulassen, hohl und
unglaubwürdig klingen.

Noch gravierender sind die Folgen
für den Journalismus. Schon jetzt
überlegt sich wahrscheinlich weltweit
jeder Journalist dreimal (Assange ist
Australier), ob er belastendes Materi-
al über die US-Regierung veröffent-
licht. Würde Assange verurteilt, wäre
ein gefährlicher Präzedenzfall ge-
schaffen, in dem Journalismus zum
Verbrechen erklärt wird. Außenminis-
terin Baerbock täte also gut daran,
sich zu erinnern, was sie, noch kurz
bevor sie in Amt und Würden war, ge-
fordert hatte: die sofortige Freilassung
Julian Assanges. Eine günstige Gele-
genheit dafür böte sich genau jetzt:
Zufälligerweise reist sie an eben die-
sem Mittwoch zu ihrem Antrittsbe-
such nach Washington.

Klare Worte gefragt

Die jüngsten Vorwürfe im Missbrauchskandal drehen
sich um den Diözesanprister Peter H., der nach sexuellen
Vergehen an Minderjährigen 1980 von Essen nach München
geschickt worden war. Joseph Ratzinger, damals Erzbischof,
habe von der Sachlage gewusst und der Aufnahme zuge-
stimmt, berichtet die „Zeit“. Mehrere Bischöfe, darunter
auch Ratzinger, hätten „bewusst auf eine Sanktionierung
der Straftat verzichtet“. Auf Nachfrage wies Erzbischof
Georg Gänswein dies im Namen von Benedikt XVI. zurück.

Die Kirchenrechtsprofessoren Norbert Lüdecke (Bonn)
und Bernhard Anuth (Tübingen) werfen im Interview mit
der Wochenzeitung auch Kardinal Reinhard Marx Pflicht-
verletzungen im Umgang mit dem Täter vor. Marx habe
2008 zwar eine psychiatrische Begutachtung des inzwi-
schen vorbestraften Pfarrers beauftragt und ihn versetzt,
aber keine interne Voruntersuchung angeordnet und den
Fall auch nicht an den Vatikan gemeldet. kna

STICHWORT KATHOLISCHE KIRCHE Julian Assange
1000Tage
imGefängnis
London. Wikileaks-Gründer Juli-
an Assange sitzt amMittwoch ge-
nau 1000 Tage seit seiner Festnah-
me 2019 in London ohne Verur-
teilung in Haft. Über seine Aus-
lieferung in die USA wurde noch
nicht entschieden. Die US-Justiz
wirft ihm unter anderem vor, ge-
meinsam mit der Whistleblowe-
rin Chelsea Manning geheime
Dokumente von US-Militärein-
sätzen geleakt zu haben. Bei ei-
ner Auslieferung drohen ihm bis
zu 175 Jahre Haft. dpa
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Berlin. Omikron nimmt Fahrt auf,
sorgt aber offenbar für mildere
Verläufe. Und das Coronavirus
mutiert weiter. Die Lage.

Ansteckungen In vielen Ländern
lässt Omikron die Zahlen nach
oben schnellen. Und das auch in
Staaten mit hohen Impfquoten
wie Dänemark, Irland, Großbri-
tannien oder Portugal, wo es In-
zidenzen von über 1000 oder so-
gar über 2000 gibt. In den USA
wurde erstmals die Zahl der täg-
lichen Neuinfektionen von einer
Million überschritten – eine Ver-
dopplung innerhalb einerWoche.
Die Inzidenz liegt bei 1010, der
Anteil von Omikron bei 58 Pro-
zent. Dagegen scheint der Anstieg
der vom Robert-Koch-Institut
(RKI) veröffentlichten Sieben-Ta-
ge-Inzidenz in Deutschland mo-
derat. Am Dienstag betrug der

Wert 239,9. AmVortag hatte er bei
232,4 gelegen, vor einer Woche
bei 215,6. Die Gesundheitsämter
meldeten binnen eines Tages
30 561 Neuinfektionen, vor einer
Woche waren es 21 080 gewesen.
Offenbar wird die Datenlage wie-
der zuverlässiger. Diesmal über-
mittelten nur noch acht der 411
regionalen Gesundheitsämter kei-
ne Zahlen. Am Vortag war das
noch bei jedem fünften Kreis so
gewesen. Die Zahl der insgesamt
registrierten Omikron-Fälle in
Deutschland hat sich in einerWo-
che auf 35 529 verdreifacht.

VerlaufUnterdessen mehren sich
die Hinweise, dass Omikron mil-
der verläuft als Delta. Das zeig-
ten etwa Tierversuche an Hams-
tern und Mäusen in den USA.
Omikron befalle viel seltener die
Lungen. Laut dem dänischen

Staatlichen Serum Institut ist das
Risiko, ins Krankenhaus einge-
wiesen zu werden, halb so hoch
wie bei Delta. Trotzdem könne
das Gesundheitssystem unter
Druck geraten, wenn die Fallzah-
len hoch blieben. So warnt auch
der Intensivmediziner Christian
Karagiannidis, der für das Regis-
ter der Interdisziplinären Verei-
nigung für Intensiv- und Notfall-
medizin zuständig ist, davor, die
Lage zu unterschätzen: Selbst
wenn Omikron weniger krank
mache, sei die Zahl der Patienten,
„die gleichzeitig ins Krankenhaus
müssen, durch die hohe Dynamik
nicht zu unterschätzen“. Im Üb-
rigen hätten von aktuell 3670 Co-
vid-Patienten auf Intensivstatio-
nen „mindestens 17“ Omikron.
Zunächst aber sinken die Zahlen:
Vor einer Woche hatte es noch
4129 Corona-Intensivpatienten
gegeben, vor einem Monat 4805.

Mutante In Marseille wurde eine
neue Virusvariante nachgewie-
sen. Demnach wurden bei
B.1.640.2 insgesamt 46 Mutatio-
nen allein am Spike-Protein, also
der stachligen Virus-Oberfläche,
die an die menschlichen Zellen
andockt, gefunden. Das sind neun
mehr als bei Omikron. Angesteckt
haben sollen sich bislang zwölf
Menschen. Ausgangspunkt soll
ein Reisender sein, der aus Kame-
run nach Frankreich zurückkam.
Ob diese Mutante wie viele ande-
re wieder in der Versenkung ver-
schwindet oder noch relevant
wird, ist unklar. Hajo Zenker

Omikron setzt sich durch,
verläuft abermilder
Corona In vielen Ländern gehen die Neuansteckungszahlen durch
die Decke. In Deutschland sieht das bisher moderater aus. In
Frankreich ist eine neue Mutante aufgetaucht.

Berlin. Mit einem Paukenschlag
hat das neue Jahr für die Grünen
begonnen. Die Öko-Partei befin-
det sich in einem Konflikt um
ihren Markenkern. Die EU will
Atomkraft und Erdgas als klima-
neutral einstufen und bringt die
Grünen in Bedrängnis. Nun lau-
fen auch die Parteilinke und die
Grüne Jugend Sturm und setzen
die Parteispitze unter Druck.

„Wir erwarten ein klares Nein
der Bundesregierung zu demVor-
haben, Atomkraft und Erdgas als
klimafreundlich einzustufen“,
forderte der Bundessprecher der
Grünen Jugend, Timon Dzienus
gegenüber dieser Zeitung. „Die
Bundesregierung muss alle Hebel
in Bewegung setzen, um das zu
stoppen“, sagte er. Dabei nahm
Dzienus nicht nur die grüne Spit-
ze in die Verantwortung. „Ich fin-
de es enttäuschend, dass die Grü-
nen bei dem Thema allein gelas-
sen werden. Ich erwarte von der
SPD und der FDP, dass sie sich
der Dramatik des Themas be-
wusst werden“, erklärte der Bun-
dessprecher.

Auch die Parteilinke Ricarda
Lang, die sich Ende Januar zur
Bundesvorsitzenden wählen las-
sen will, äußerte sich in der „Süd-
deutschen Zeitung“ kritisch. Die-
sem EU-Vorschlag könne die Bun-
desregierung nicht zustimmen.
Die Taxonomie sei ein wichtiges
Instrument bei der Umsetzung
des Green Deals. Wenn man die
Hochrisikotechnologie Atomkraft
als nachhaltig einstufe, werde die
Lenkung zu erneuerbaren Ener-
gien geschwächt.

Die Faktenwaren bekannt
Die Straßen-Aktivisten von Fri-
days for Future spotteten auf
Twitter gar über die klimafreund-
liche Einstufung von Atomkraft
und Erdgas als „schönen Neu-
jahrsgruß“, den Kanzler Olaf
Scholz (SPD), Finanzminister
Christian Lindner (FDP) und Au-
ßenministerin Annalena Baer-
bock (Grüne) durch Untätigkeit
verursacht hätten.

Man wolle den Vorschlag „auf
Herz und Nieren“ prüfen, sagte
Regierungssprecher Steffen He-

bestreit am Montag. Tags darauf
kursierten Gerüchte, dass eine
Enthaltung im Raum stünde. Bun-
desumweltministerin Steffi Lem-
ke (Grüne) bezweifelte, dass die
EU-Pläne zur Atomkraft geändert
werden können. Dies ist nur mög-
lich, wenn die Mitgliedstaaten
mehrheitlich gegen den Vor-
schlag stimmen. Das sei aber
nicht zu erwarten.

Wie groß das Engagement der
Regierungsspitze sein wird, ist je-
doch fraglich. Immerhin lagen die
Fakten auf dem Tisch. Die Grü-
nen hätten mitgetragen, dass an
dem EU-Vorschlag nichts mehr zu
ändern sei, hieß es aus Regie-
rungskreisen. Deutschland profi-
tiert von dem EU-Plan. Denn Erd-
gas wird als Brückentechnologie
beim Übergang zu erneuerbaren
Energien gebraucht. Für die Grü-
ne Jugend muss dieser Wandel
schnell vollzogen werden, denn:
„Erdgas als grüne Energie zu de-
klarieren, ist Quatsch. Das ist
schlichtweg Etikettenschwindel“,
sagte Bundessprecher Dzienus.

Dorothee Torebko

Jugend setzt Grüne unterDruck
Umwelt Die EU-Einstufung von Atomkraft und Gas als nachhaltige
Energieformen bringt die Partei in die Zwickmühle.

Leitartikel
Peter de Thier
zu den USA ein Jahr nach dem Kapitol-Sturm

E in Jahr nach dem Sturm auf
das Kapitolsgebäude in
Washington ist Amerikas
Demokratie schwer ins
Wanken geraten. Der da-
malige US-Präsident Do-

nald Trump hatte mit einer hetzeri-
schen Rede den blutigen Aufstand an-
gezettelt und schürt bis heute die Illu-
sion, dass Joe Biden und die
Demokraten die Wahl gestohlen hät-
ten. Viele republikanische Politiker
spielen Trump in die Karten, indem
sie die sogenannte „große Lüge“ am
Leben halten und sich weigern, Biden
als rechtmäßigen Präsidenten anzuer-
kennen.

Die Folgen sind immens. Zwar wur-
de der Demokrat zwei Wochen nach
dem Aufstand in Würde vereidigt,
doch war seine Präsidentschaft vom
ersten Tag an mit einer schweren Hy-
pothek belastet. Obwohl Biden ein
„Präsident für alle Amerikaner“ sein
wollte, wusste er, dass mehr als ein
Drittel seiner Landsleute nicht
Trump, sondern ihn für einen Lügner
und Betrüger hielten. Bis heute be-
streitet ein bedeutender Teil des
Wahlvolks die Legitimität des Präsi-
denten Biden, obwohl er seinen Geg-
ner mit einem Abstand von über sie-
ben Millionen Direktstimmen klar be-
zwungen hat.

Die kollektive Ablehnung, auf die
der Präsident bei der republikani-
schen Basis stößt, erschwert seine
Handlungsfähigkeit und genau das hat
ihn in der Wählergunst tief stürzen
lassen. Mit der Ausnahme des Geset-
zes zur Modernisierung der Infra-
struktur blockiert die Oppositionspar-
tei im Senat jedes Gesetzesvorhaben
des Präsidenten. Wenn Biden wäh-
rend der nächsten Monate im Kon-
gress auf keinen grünen Zweig
kommt, dann ist gut möglich, dass die
Demokraten im November in beiden
Kammern ihre Mehrheit verlieren
werden. Damit dürfte auch die zweite

Hälfte seiner Amtszeit zum Schei-
tern verurteilt sein.

Noch schwerer als die politische
Komponente wiegen die gesellschaft-
lichen Folgen des Aufstands. Während
bei einer Zeremonie im Kapitol der
Opfer des Putschversuchs gedacht
wird, plant Trump eine Parallelveran-
staltung, wo er sich erneut unter lau-
tem Applaus seiner Anhänger als
wahrer Sieger der Wahl darstellen
wird. Die republikanische Basis, die
Trump-Republikaner, feiern den Auf-
stand vom Januar 2021 mittlerweile
als patriotische Heldentat. Die Grup-
pe ist radikalisiert und könnte jeder-
zeit zu den Waffen greifen. Kaum ver-
wunderlich sind daher Umfragen, wo-
nach fast zwei Drittel der Amerikaner
glauben, dass friedliche Amtsüberga-
ben der Vergangenheit angehören.

Einige Schwarzmaler meinen, dass
160 Jahre nach dem ersten die Nation
nicht weit vom nächsten Bürgerkrieg
entfernt ist. Das mag übertrieben sein.
Schließlich haben die Gerichte und
selbst der mehrheitlich republika-
nisch besetzte Oberste Gerichtshof
gegenüber Bemühungen, den Rechts-
staat zu unterlaufen, bemerkenswer-
te Resistenz bewiesen. Am Rande ei-
nes Abgrunds steht die US-Demokra-
tie aber allemal. Der einzige Weg zu-
rück besteht darin, dass sich
Republikaner auf ihre konservative
Kernwerte zurückbesinnen und an-
statt ihre radikalen Mitglieder zu för-
dern, sich von diesen konsequent di-
stanzieren.

Demokratie am Rand

Viele Amerikaner
halten nicht

Donald Trump,
sondern Joe Biden
für einen Lügner.

Missbrauch
Schwere Vorwürfe
gegen Ex-Papst
München/Hamburg. Im Miss-
brauchsskandal der katholischen
Kirche gibt es neue Details über
das Handeln des früheren Paps-
tes Benedikt XVI.. Nach Recher-
chen der Wochenzeitung „Die
Zeit“ wird Joseph Ratzinger durch
ein Dekret eines Münchner Kir-
chengerichts belastet. Es geht um
den Umgang mit einem Essener
Diözesanpriester in Ratzingers
Zeit als Münchner Erzbischof.
Auch Münchens Kardinal Rein-
hard Marx wird belastet. kna
Stichwort

Die Zahl der Co-
vid-Patienten
auf den Inten-
sivstationen
sinkt derzeit.
Nun kommt es
auf die Auswir-
kungen von
Omikron an.
Foto: Hau-
ke-Christian Dit-
trich/dpa
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